
Aktenzeichen: 3 AZR 176/92 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 28. Juli 1992

- 3 AZR 176/92 -
I. Arbeitsgericht Hannover Urteil vom 22, Mai 1991 - 1 Ca 24/91 -
II. Landesarbeitsgericht 

Niedersachsen
Urteil vom 27. März 1992 
- 9 Sa 893/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

EntscheidungsStichwort:
Zusatzversorgung für Teilzeitbeschäftigte

Gesetz: BetrAVG § 1 Gleichbehandlung; BGB § 242 Gleichbehandlung; GG 
Art. 3, 20 Abs. 3; BeschFG 1985 §§2, 6
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3 AZR 176/92
9 Sa 893/91 Niedersachsen Im Samea des Volkes!Verkündet am 
28. Juli 1992 UrteilBittner,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP-

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 28. Juli 1992 durch den Vorsit­
zenden Richter Dr. Heither, die Richter Griebeling und 
Dr. Wittek sowie die ehrenamtlichen Richter Zieglwalner und 
Großmann für Recht erkannt:
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1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
27. März 1992 - 9 Sa 893/91 - aufgehoben.

2. Die Berufung des beklagten Landes gegen das 
Urteil des Arbeitsgerichts Hannover vom
22. Mai 1991 - 1 Ca 24/91 - wird zurückgewie­
sen.

3. Das beklagte Land hat die Kosten der Berufung 
und der Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d ;

Die Klägerin verlangt von dem beklagten Land eine monatliche 
Rente. Sie will so gestellt werden, wie wenn sie bei der Versi­
cherungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) versichert gewe­
sen wäre.

Die Klägerin, geboren am 5. Mai 1929, war zunächst in der 
Privatwirtschaft tätig. Zum 15. April 1964 wurde sie vom beklag­
ten Land als sog. Laienlehrkraft eingstellt. Sie erteilte an der 
Grundschule L Unterricht in den Fächern "Textilarbeit",
"Flöten" und "Werken". Mit Wirkung vom 1. August 1970 wurde ihre 
wöchentliche Stundenzahl von 3 auf 4 Unterrichtsstunden erhöht. 
Seit dem 1. Dezember 1971 erteilte sie 12 und seit dem 1. März 
1977 13 Stunden wöchentlich Unterricht. Die Pflichtstundenzahl 
einer vollbeschäftigten Lehrkraft an Grundschulen betrug 28 Wo­
chenstunden. Ab 1. Januar 1988 wurde die Klägerin bei der Versi­
cherungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) zur Zusatzver­
sorgung angemeldet. Am 31. Juli 1989, nach Vollendung des 60. Le-
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bensjahres» trat die Klägerin in den Ruhestand. Sie bezieht aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung ein monatliches Altersruhe­
geld von 717,20 DM.

Mit Schreiben ihres Prozeßbevollmächtigten vom 6. November 
1990 forderte die Klägerin das beklagte Land auf, sie entweder 
rückwirkend ab 1. Dezember 1971 bei der VBL anzumelden oder ihr 
die Rente zu zahlen, die sie im Falle einer Nachversicherung er­
halten würde.

Die Klägerin hat geltend gemacht, das beklagte Land müsse 
sie so stellen, wie sie stünde, wenn sie vom 1. Dezember 1971 an 
bei der VBL versichert worden wäre. Die daraus resultierende an­
teilige Zusatzrente müsse das Land ihr ab 1. August 1989 zahlen. 
Zwar könne sie ihren Anspruch nicht auf eine mittelbare Frauen­
diskriminierung stützen, da im Land Niedersachsen der Anteil der 
unter halbzeitig beschäftigten Frauen unter dem der Männer gele­
gen habe. Der Ausschluß der teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer 
verstoße jedoch gegen den allgemeinen Gleichheitssatz der Verfas­
sung (Art. 3 Abs. 1 GG), den arbeitsrechtlichen Gleichbehand­
lungsgrundsatz und - seit dem 1. Mai 1985 - gegen das Verbot der 
unterschiedlichen Behandlung von Teilzeitkräften gemäß § 2 Abs. 1 
BeschFG.

Die Klägerin hat beantragt

festzustellen, daß der Beklagte verpflichtet sei, 
ihr beginnend mit dem 1. August 1989, monatliche
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Rente in der Höhe zu zahlen, die zu zahlen wäre, 
wenn sie in der Zeit vom 1. Dezember 19T i bis zum 
31. Juli 1989 bei der VBL versichert gewesen 
wäre.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen. Es 
hat die Auffassung vertreten, die unterschiedliche Behandlung 
entsprechend den bis zum 31. März 1991 geltenden tariflichen Re­
gelungen sei zulässig gewesen. Bis zu diesem Zeitpunkt habe für 
die Klägerin keine Versicherungspflicht bestanden. Erst die Ände­
rung des Versorgungstarif Vertrags mit Wirkung vom 1. April 1991 
und die entsprechende Änderung der Satzung der VBL hätten dazu 
geführt, daß Arbeitnehmer mit weniger als 18 Wochenstunden bis 
zur Grenze der geringfügigen Beschäftigung im Sinne des § 8 SGB 
IV zur Zusatzversorgung anzumelden seien. Es sei sachgerecht ge­
wesen, Arbeitnehmer mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen 
Wochenarbeitszeit bzw. 18 Wochenstunden von der Zusatzversorgung 
auszuschließen. Der Tarifvertrag selbst sei der sachliche Grund. 
Ein Arbeitgeber, der einen Tarifvertrag durchführe, handle nicht 
unsachlich oder gar willkürlich. Die Tarifvertragsparteien hätten 
im Rahmen ihrer verfassungsrechtlich garantierten Tarifhoheit die 
Befugnis, Rechtsnormen zu setzen. Sie hätten ursprünglich ein be­
amtenähnliches Versorgungssystem schaffen wollen. Ein solches Sy­
stem habe sich für teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer nicht geeig­
net. Bei solchen Arbeitnehmern fehle es regelmäßig an einer ent­
sprechenden Dienst- und Treuepflicht sowie einer beamtenähnlichen 
Lebensarbeitszeit. Erst allmählich habe sich das tarifliche Ver­
sorgungssystem aus diesem Zusammenhang gelöst. Außerdem seien die 
unterhälftig bzw. mit weniger als 18 Wochenstunden beschäftigten 
Arbeitnehmer nicht schutzbedürftig. Ihre Versorgung werde in der
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Regel anderweitig sichergestellt. Auch das Arbeitsförderungsge- 
setz ziehe dieselben Grenzen für den Anspruch auf Arbeitslosen­
geld wie der BAT für seinen Geltungsbereich (vgl. §§ 101, 102 
AFG). Im übrigen scheide ein Schadenersatzanspruch aus, weil ein 
tarifgebundener Arbeitgeber, der nichts anderes tue als das gel­
tende Tarifrecht anzuwenden, nicht schuldhaft handele. Zudem sei 
es rechtlich und tatsächlich unmöglich, der Klägerin eine Versi­
cherung zu verschaffen, die derjenigen bei der VBL entspreche.

®Das Land selbst könne nicht verpflichtet werden, eine solche Ver­
sicherung einzurichten.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Beru­
fungsgericht hat die Klage abgewiesen. Dagegen richtet sich die 
Revision der Klägerin, die ihr ursprüngliches Klageziel - Gleich­
stellung für die Zeit ab 1. Dezember 1971 - weiterverfolgt.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist begründet. Die Klägerin kann von dem be­
klagten Land verlangen, so gestellt zu werden, als wäre sie seit 
dem 1. Dezember 1971 bei der VBL versichert worden.

A. Die Klage ist zulässig.

1. Die Klägerin begehrt die Feststellung einer Zahlungspflicht 
des beklagten Landes. Diese Klage ist auf das Bestehen eines 
Rechtsverhältnisses i. S. d. § 256 Abs. 1 ZPO gerichtet.
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Ein Feststellungsantrag gegen den öffentlichen Dienstgeber 
reicht aus, selbst wenn es der Klägerin möglich wäre, einen be­
zifferten Zahlungsantrag zu stellen. Das beklagte Land muß auch 
aufgrund eines Feststellungsurteils leisten. Eines Vollstrek- 
kungstitels bedarf es nicht. Zudem kommt es der Klägerin nicht 
darauf an, daß das beklagte Land selbst zahlt. Es geht ihr allein 
um die Feststellung, daß das beklagte Land Schuldnerin der gel­
tend gemachten Versorgungsverbindlichkeit ist, gleichgültig wie 
diese abgewickelt wird.

2. Der Antrag ist auch hinreichend bestimmt (§ 253 Abs. 2 
ZPO): Das Zahlungsbegehren ist zeitlich begrenzt auf die Zeit ab 
1. August 1989. Die Elemente für die Berechnung des Anspruchs 
sind hinreichend deutlich beschrieben; die Klägerin will so ge­
stellt werden, als sei sie als Teilzeitbeschäftigte entsprechend 
der von ihr tatsächlich erbrachten Stundenzahlen in der Zeit vom 
1. Dezember 1971 bis zum 31. Juli 1989 bei der VBL versichert ge­
wesen. Hieraus läßt sich ein anteiliger Versorgungsanspruch der 
Klägerin entsprechend den Leistungsbestiromungen der VBL ermit­
teln.

B. Die Klage ist auch begründet. Das beklagte Land muß der Klä­
gerin eine Versorgung verschaffen, wie sie die Klägerin beziehen 
würde, wenn sie seit dem 1. Dezember 1971 bei der VBL versichert
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I. Der Anspruch hat seine Grundlage in dem arbeitsrechtlichen 
Grundsatz der Gleichbehandlung. Die Klägerin kann verlangen, mit 
denjenigen Arbeitnehmern des beklagten Landes gleichgestellt zu 
werden, die Vollzeitarbeit oder in einem größeren Umfang als die 
Klägerin Teilzeitarbeit geleistet haben und deswegen Versorgungs­
ansprüche erwerben konnten. Das beklagte Land darf die Klägerin 
nicht wegen ihres geringeren Maßes an Teilzeitarbeit schlechter 
stellen. Für die Zeit ab 1. Mai 1985 folgt der Anspruch der Klä­
gerin aus § 2 Abs. 1 BeschFG.

1. Die Klägerin kann ihren Anspruch allerdings nicht unmittel­
bar auf vertragliche oder tarifvertragliche Regelungen stützen.

a) Individuelle VersorgungsZusagen scheiden aus. Die Dienstver­
träge der Klägerin mit dem beklagten Land sahen eine zusätzliche 
Altersversorgung nicht vor.

b) Auch aus den für das Land Niedersachsen geltenden tarifli­
chen Bestimmungen des BAT und des ergänzenden Versorgungstarif­
vertrags in den bis zum 31. März 1991 geltenden Fassungen kann 
die Klägerin keinen Anspruch auf Zusatzversorgung herleiten. Zwar 
sind beide Parteien tarifgebunden (§ 4 Abs. 1 TVG), jedoch waren 
gemäß § 3 g BAT bis zum 31. März 1991 Mitarbeiter mit weniger als 
18 Wochenstunden Arbeitszeit von der Geltung des Tarifvertrags 
ausgeschlossen. § 5 VersTV und die Satzung der VBL sahen bis zu 
diesem Zeitpunkt die Versicherung von Arbeitnehmern mit einer ge­
ringeren wöchentlichen Arbeitszeit nicht vor (zur tariflichen 
Entwicklung vgl. Berger/Kiefer, Das Versorgungsrecht für die Ar-
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beitnehmer des öffentlichen Dienstes, Stand 1. Juli 1991, § 5 
VersTV Rz 6 a und 6 b). Erst der 20. Änderungstarifvertrag zum 
Versorgungstarifvertrag vom 16. März 1991 senkte mit Wirkung vom 
1. April 1991 die Versicherungspflicht bis zur Grenze der gering­
fügigen Beschäftigung im Sinne des § 8 SGB IV (vgl. auch hierzu 
Berger/Kiefer, aaO, § 5 VersTV Rz 1).

c) Die Klägerin hat unstreitig in der streitbefangenen Zeit vom
1. Dezember 1971 bis zum 31. Juli 1989 mit zwölf bzw. dreizehn 
wöchentlichen Unterrichtsstunden weniger als 18 Stunden wöchent­
licher Arbeitszeit, jedoch mehr als eine geringfügige Tätigkeit 
im Sinne des § 8 SGB IV erbracht. Die Anmeldung der Klägerin zur 
VBL ab 1. Januar 1988 hat keinen Versorgungsanspruch mehr begrün­
den können; die Klägerin konnte bis zum Eintritt in den Ruhestand 
die Wartezeit von 60 Umlagemonaten (§ 38 Abs. 1 VBL-Satzung) 
nicht mehr erfüllen.

2. Der Anspruch der Klägerin folgt jedoch aus dem allgemeinen 
arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz und, für die Zeit 
ab 1. Mai 1985, aus dem Verbot der Ungleichbehandlung von teil- 
zeitbeschäftigten Arbeitnehmern gern. § 2 Abs. 1 BeschFG.

a) Der arbeitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz verbietet 
sowohl die sachfremde Schlechterstellung einzelner Arbeitnehmer 
•gegenüber anderen Arbeitnehmern in vergleichbarer Lage als auch 
die sachfremde Differenzierung zwischen Arbeitnehmern in einer 
bestimmten Ordnung. Eine Gruppenbildung muß sachlichen Kriterien 
entsprechen. Eine Differenzierung ist dann sachfremd, wenn es für

9
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


9

die unterschiedliche Behandlung keine billigenswerten Gründe gibt 
(ständige Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, vgl. zuletzt 
Urteil des Senats vom 12. November 1991 - 3 AZR 489/90 - zur Ver­
öffentlichung in der Fachpresse vorgesehen; Schaub, Arbeits­
recht s -Handbuch, 7. Aufl., § 112 I 5 und II, S. 862 ff., m.w.N.).

Dieser dem Privatrecht zuzuordnende allgemeine Gleichbehand­
lungsgrundsatz ist inhaltlich bestimmt durch den allgemeinen 
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG. Der Gleichheitssatz des 
Art. 3 Abs. 1 GG gehört nach der Rechtsprechung des Bundesverfas­
sungsgerichts dem vorstaatlichen überpositiven Recht an 
(BVerfGE 1, 208, 233; 6, 84, 91). Er gewährt dem einzelnen ein 
subjektives öffentliches Recht gegen den Staat auf Rechtsgleich­
heit. An ihn sind Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltung ge­
bunden (Art. 1 Abs. 3 GG). Aber auch die Träger kollektiver Ord­
nungen, d.h. auch die Tarifvertragsparteien, haben ihn zu beach­
ten, da sie Gesetze im materiellen Sinn schaffen (statt aller: 
BVerfGE 21, 362, 372 = AP Nr. 9 zu § 1542 RVO; BAGE 42, 217, 220 
= AP Nr. 124 zu Art. 3 GG, zu II der Gründe). Der allgemeine 
Gleichheitssatz ist Teil der objektiven Wertordnung, die als 
verfassungsrechtliche Grundentscheidung für alle Bereiche des 
Rechts gilt.

Gegenüber diesen allgemeinen Rechtsgrundsätzen regelt § 2 
Abs. 1 BeschFG nur einen Ausschnitt. Diese Vorschrift konkreti­
siert das Gebot der Gleichbehandlung für den Bereich der Teil­
zeitarbeit. Der Gesetzgeber wollte dazu beitragen, zusätzliche 
Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen, aber auch einen besseren
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Schutz der Teilzeitarbeit zu erreichen (vgl. Wlotzke, NZA 1984, 
217 ff.). Eine unterschiedliche Behandlung von Arbeitnehmern soll 
nicht wegen der Teilzeitarbeit zulässig sein. Sachliche Gründe, 
die eine unterschiedliche Behandlung von Teilzeitkräften gestat­
ten, müssen anderer Art sein, etwa auf Arbeitsleistung, Qualifi­
kation, Berufserfahrung oder unterschiedlichen Anforderungen am 
Arbeitsplatz beruhen (Wlotzke, NZA 1984, S. 218).

b) Der allgemeine und der besondere Gleichbehandlungsgrundsatz 
des § 2 Abs. 1 BeschFG sind im Streitfall anzuwenden.

(1) Das Verbot einer Ungleichbehandlung ohne sachliche Rechtfer­
tigung galt auch in Bezug auf Teilzeitbeschäftigte nicht erst 
seit dem Inkrafttreten des Beschäftigungsförderungsgesetzes am
1. Mai 1985. § 2 Abs. 1 BeschFG konkretisiert lediglich ohnehin 
geltendes Recht (vgl. Hanau, NZA 1984, 345 ff.).

(2) Die Geltung des § 2 Abs. 1 BeschFG wird nicht durch den Ta­
rifvorrang gern. § 6 Abs. 1 BeschFG aufgehoben. Die Bestimmung ge­
stattet es den Tarifvertragsparteien, von den Vorschriften über 
die Teilzeitarbeit auch zuungunsten der Arbeitnehmer abzuweichen.

Es ist schon zweifelhaft, ob der BAT und der ihn ergänzende 
Versorgungstarifvertrag in den bis zum 31. März 1991 geltenden 
Fassungen eine abweichende Regelung i. S. des § 6 Abs. 1 BeschFG 
enthielten (vgl. Teil-Urteil des Fünften Senats des BAG vom 
25. Januar 1989, BAGE 61, 45, 47 ff. = AP Nr. 2 zu § 2 BeschFG 
1985, zu III der Gründe). Gern. § 3 q BAT und § 5 VersTV waren bis 
zum 31. März 1991 die unterhalbzeitig bzw., ab 1. Januar 1988,
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die unter 18 Wochenstunden beschäftigten Arbeitnehmer vom Gel­
tungsbereich der Tarifverträge ausgenommen. Die Herausnahme 
dieser Arbeitnehmergruppe aus dem Geltungsbereich der Tarifver­
träge schafft nach dieser Auffassung noch keine abweichende Re­
gelung .

Aber auch wenn man, wie der Senat, den Ausschluß von Arbeit­
nehmern vom Geltungsbereich eines Tarifvertrags als ein rechts­
technisches Mittel zum Ausschluß der Arbeitnehmer von tariflich 
vorgesehenen Leistungen ansieht, wäre eine solche "Regelung" mit 
dem Ziel des Ausschlusses unterhalbzeitig bzw. unter 18 Wochen­
stunden beschäftigter Arbeitnehmer ohne das Vorliegen sachlich 
rechtfertigender Gründe unwirksam (Beschluß des Senats vom 
29. August 1989 - 3 A.ZR 370/88 - BAGE 62, 334, 338 = AP Nr. 6 zu 
§ 2 BeschFG 1985). Hanau (NSA 1984, 345, 346) iveist zutreffend 
darauf hin, daß auch das Beschäftigungsförderungsgesetz den Ta­
rifvertragsparteien nicht das Recht eröffnet, unsachlich benach­
teiligende Regelungen zu beschließen. Das Verbot einer unsachlich 
benachteiligenden Behandlung von Teilzeitarbeitnehmern beruht auf 
Art. 3 Abs. 1 GG (in diesem Sinne auch Schüren/Kirsten, Anm. zu 
AP Nr. 6 zu § 2 BeschFG 1985; ICraft/Raab, Anm. zu EzA § 2 BeschFG 
1985 Nr. 3). Daran müssen sich auch die Tarifvertragsparteien 
halten. In der Sache folgt auch der Sechste Senat dieser Auffas­
sung (Urteil vom 7. November 1991 - 6 AZR 392/88 - zur Veröffent­
lichung in der Fachpresse vorgesehen, zu I 3 d der Gründe).

(3) Der Anwendung des - allgemeinen und besonderen - Gleichbe­
handlungsgrundsatzes steht auch nicht der Grundsatz der Vertrags­
freiheit entgegen.
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Die Auffassung, daß Teilzeitarbeitnehmer sowohl im Verhält­
nis untereinander als auch im Verhältnis zu Vollzeitarbeitnehmern 
nur aus sachlichen Gründen unterschiedlich behandelt werden dür­
fen, entspricht der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsge- 
richts. Zwar wird die Ansicht vertreten, bis zum Inkrafttreten 
des Beschäftigungsförderungsgesetzes habe bei der Festlegung der 
Vergütung der Grundsatz der Vertragsfreiheit Vorrang vor dem ar- 
beitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrundsatz gehabt (BAG Urteil 
vom 10. April 1973 - 4 AZR 180/72 - AP Nr. 38 zu § 242 BGB 
Gleichbehandlung und Urteil vom 30. Mai 1984 - 4 AZR 146/82 - AP 
Nr. 2 zu § 21 MTL II, zu IV der Gründe; BAG Urteil vom 23. Ok­
tober 1991 - 4 AZR 500/90 - ZTR 1992, 72; GK-TzA Lipke, Art. 1 
§ 2 BeschFG 1985 Rz 121). Der Anspruch der Klägerin auf Gleichbe­
handlung scheitert aber nicht an diesem Vorrang. Er gilt nur für 
individuell getroffene Vereinbarungen. Stellt der Arbeitgeber 
einzelne Arbeitnehmer besser, so können die anderen Arbeitnehmer 
daraus keinen Anspruch auf Gleichbehandlung herleiten. Dagegen 
greift das Gebot der Gleichbehandlung immer dann ein, wenn der 
Arbeitgeber die Leistungen nach einem erkennbaren Prinzip in 
Gestalt abstrakter Regelungen gewährt (BAGE 45, 66, 73 = AP 
Nr. 66 zu § 242 BGB Gleichbehandlung, zu I 3 b der Gründe; BAG 
Urteil vom 27. Juli 1988 - 5 AZR 244/87 - AP Nr. 83 zu § 242 BGB 
Gleichbehandlung, zu II 2 b der Gründe; BAG Urteil vom 24. Okto­
ber 1989 - 8 AZR 5/89 - BAGE 63, 181, 185 = AP Nr. 29 zu § 11 
-BUrlG, zu II 2 der Gründe; der Sache nach ebenso Urteil des Se­
nats vom 12. November 1991 - 3 AZR 489/90 - zu 3 a und b der 
Gründe, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen; Urteil
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des Senats vom 12. Juni 1990 - 3 AZR 166/89 - AP Nr. 25 zu § 1 
BetrAVG, zu I 2 a und b der Gründe).

3. Die Voraussetzungen eines Anspruches auf Gleichbehandlung 
sind im Streitfall erfüllt.

a) Das beklagte Land hat die Klägerin ungleich behandelt und 
sie im Vergleich zu vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern und Teil­
zeitarbeitnehmern mit längeren Arbeitszeiten schlechter gestellt. 
Das beklagte Land hat im Hinblick auf die Zusatzversorgung seiner 
Arbeitnehmer Gruppen gebildet; es hat in Anwendung des BAT und 
des ergänzenden Versorgungstarifvertrags bis zum 31. Dezember 
1987 nur halbzeitig und länger beschäftigte Arbeitnehmer und an­
schließend bis zum 31. März 1991 nur Arbeitnehmer mit 18 Wochen­
stunden und mehr zur Zusatzversorgung angemeldet. Die Arbeitneh­
mer mit Arbeitszeiten unterhalb dieser Grenzen hat es von der Zu­
satzversorgung ausgeschlossen.

b) Die Ungleichbehandlung erfolgte wegen der Teilzeitarbeit. 
Auch dies ergibt sich aus der Anwendung der tariflichen Regelun­
gen des BAT und des ergänzenden VersorgungstarifVertrags durch 
das beklagte Land als Arbeitgeber. Sowohl § 3 q BAT als auch § 5 
VersTV unterschieden in den bis zum 31. März 1991 geltenden Fas­
sungen allein nach dem zeitlichen Umfang der Arbeitsverpflichtung 
de r Tel1zeitbeschä ftigten.

c) Der Ausschluß der betroffenen Arbeitnehmer von der Zusatz­
versorgung war willkürlich. Für eine Gruppenbildung allein nach 
dem Umfang der Teilzeitarbeit gab es keinen sachlichen Grund.
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(1) Das beklagte Land macht geltend, schon der Tarifvertrag als 
solcher stelle einen sachlichen Grund für den Ausschluß dar. Die­
se Auffassung verkennt, daß, wie bereits dargestellt, nach der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts auch tarifliche Re­
gelungen dem allgemeinen Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG ge­
nügen müssen. Auch die Tarifvertragsparteien dürfen Gruppen nur 
nach sachlichen Kriterien bilden, gleich ob die Gruppenbildung 
durch tarifliche Rechtsnormen oder durch Ausschluß vom Geltungs­
bereich des Tarifvertrags stattfindet. Insoweit geht der Hinweis 
des beklagten Landes fehl, den Tarifvertragsparteien stehe ein 
weiter Regelungs- und Ermessensspielraum zu. Die Gestaltungsfrei­
heit der Tarifvertragsparteien endet an den Grenzen zwingenden 
übergeordneten Rechts (vgl. auch hierzu Hanau, NZA 1384, 345,
346) .

Demgemäß erweist sich auch der Hinweis des beklagten Landes 
auf die in Art. 9 Abs. 3 GG garantierte Tarifhoheit der Verbände 
als unmaßgeblich. Auch wenn die Tarifvertragsparteien, wie das 
beklagte Land hervorhebt, nicht gezwungen werden können, für alle 
Arbeitnehmer einer Branche, eines öffentlichen Dienstbereichs 
oder eines Unternehmens - beim Firmentarifvertrag - einen Tarif­
vertrag abzuschließen, müssen sie dann, wenn sie Ansprüche auf 
tarifliche Leistungen vereinbaren, zwingendes Recht beachten. Sie 
dürfen nicht einen Teil der Arbeitnehmerschaft aus sachlich nicht 
berechtigten Gründen von diesen Leistungen ausschließen (so Be­
schluß des Senats vom 29. August 1989 - 3 AZR 370/88 - AP, aaO, 
zu B der Gründe; vgl. ferner BAG Urteil vom 15. November 1990
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- 8 AZR 283/89 - BAGE 66, 220, 223 = AP Nr. 11 zu § 2 BeschFG 
1985, zu I der Gründe).

(2) Das beklagte Land beruft sich zur Rechtfertigung der unter­
schiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer auf den Grundgedanken 
und die Geschichte der Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst. 
Ausgang der Entwicklung sei das Bestreben gewesen, den Arbeitneh­
mern des öffentlichen Dienstes eine beamtenähnliche Versorgung zu 
verschaffen» Mit Wirkung vom 1. Januar 1967 sei ein volldynami­
sches Gesamtversorgungssystem eingeführt worden» Dieses sei nur 
zu rechtfertigen gewesen, wenn dem Versorgungsanspruch eine beam­
tenähnliche Dienst- und Treuepflicht sowie eine beamtenähnliche 
Lebensarbeitszeit gegenübergestanden hätten. Für weniger als 
halbzeitig beschäftigte Arbeitnehmer oder gar Arbeitnehmer mit 
einer noch geringeren Arbeitszeit sei ein solches System ungeeig­
net und auch nicht entwickelt worden (zum ganzen Kiefer,
ZTR 1989, 91, 94).

Es mag zutreffen, daß eine dynamisierte Vollversorgung der 
Arbeitnehmer entsprechend der Versorgung der Beamten nicht mehr 
dem ursprünglichen Vorstellungsbild entspricht, wenn teilzeitbe­
schäftigte Arbeitnehmer - anteilig eine gleiche Versorgung ver­
langen können. Das ändert aber nichts daran, daß die Gewährung 
anteiliger Versorgungsleistungen auch in einem System möglich 
ist, das als Gesamtversorgungssystem entwickelt wurde und eine 
kaufkraftstabile Vollversorgung vorsah. In der Privatwirtschaft 
sind teilzeitbedingte anteilige Versorgungsleistungen, die nach 
einem Gesamtversorungsbedarf ermittelt werden, durchaus üblich.
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Auch im öffentlichen Dienst zwingt das Vorbild einer beamtenähn- 
‘liehen Vollversorgung nicht dazu, Teilleistungen wegen des gerin­
geren Umfangs an Arbeitszeit völlig zu versagen.

Überdies ist ein Vergleich der Arbeitnehmer mit den Beamten 
ungeeignet, um daraus Rechtsfolgen für die Behandlung von Teil­
leistungen abzuleiten. Der Arbeitnehmer, auch der des öffentli­
chen Dienstes, wird nicht in einem Dienst- und Treueverhältnis 
unterhalten, sondern er erwirbt mit seiner Vorleistung im beste­
henden Arbeitsverhältnis Entgeltansprüche gegen seinen öffentli­
chen Arbeitgeber, zu denen auch die Ansprüche auf die Zusatzver­
sorgung nach Eintritt in den Ruhestand zählen. Deswegen läßt sich 
eine unterschiedliche Behandlung der Arbeitnehmer untereinander 
nicht mit der Begründung rechtfertigen, eine beamtenähnliche 
Völlversorgung sei nur bei einem entsprechenden quantitativen Um­
fang der Arbeitszeit möglich. Zudem eröffnet § 79 a BBG seit dem 
2. April 1969 auch Beamten die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäf­
tigung. Und schließlich haben die Tarifvertragsparteien des öf­
fentlichen Dienstes selbst mit Wirkung vom 1. April 1991 dem Ge­
danken Rechnung getragen, daß die Zusatzversorgung der Arbeitneh­
mer auch des öffentlichen Dienstes Arbeitsentgelt darstellt. Sie 
haben mit Wirkung vom 1. April 1991 die Teilzeitbeschäftigung bis 
zur Grenze der Geringfügigkeit in die Zusatzversorgung einbezo- 
. gen.

(3) Das beklagte Land hält die unterschiedliche Behandlung fer­
ner deshalb für gerechtfertigt, weil die unterhalbzeitig bzw. 
unter 18 Wochenstunden beschäftigten Arbeitnehmer in der Regel
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keinen VerBorgungsbedarf hätten. Diese Arbeitnehmer seien typi­
scherweise anderweit versorgt und nicht auf eine anteilige Zu­
satzversorgung angewiesen.

Auch diese Begründung überzeugt nicht. Die Zusatzversorgung 
der Arbeitnehmer des öffentlichen Dienstes macht die Versorgungs­
leistungen nicht von einem Versorgungsbedarf abhängig. Die Ver­
sorgung knüpft ausschließlich an den Umfang der Arbeitszeit an. 
Wurde bis zum 31. Dezember 1987 die Hälfte der regelmäßigen Ar­
beitszeit und bis zum 31. März 1991 eine Arbeitszeit von minde­
stens 18 Stunden wöchentlich erreicht, so erhielt der Arbeitneh­
mer eine Zusatzversorgung, auch wenn er schon anderweit versorgt 
war. Erreichte er diese Arbeitszeit nicht, so soll er selbst dann 
keine Zusatzversorgung erhalten, wenn seine Grundversorgung nicht 
sichergestellt ist. Sogar bei einer generalisierenden und typi­
sierenden Betrachtung des Versorgungsbedarfs läßt sich nicht er­
kennen, warum kein Versorgungsbedarf vorliegt. Ob ein Versor­
gungsbedarf besteht oder nicht, bestimmt sich nicht danach, ob 
eine Grundsicherung durch die gesetzliche Rentenversicherung ge­
währleistet ist oder gar nur die der zur Bestreitung des Lebens­
unterhalts erforderlichen Mindestbeträge zur Verfügung stehen. 
Jede Zusatzversorgung soll eine über die sozialversicherungs­
rechtliche Grundsicherung hinausgehende Versorgung sichersteilen. 
Der für diese Zusatzversorgung maßgebliche Bedarf richtet sich, 
jedenfalls wenn eine Gesamtversorgung angestrebt wird, nach dem 
Lebensstandard des Begünstigten vor dem Eintritt in den Ruhe­
stand. Geht man mit dem beklagten Land davon aus, daß - in der 
Vergangenheit - teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer nur ein "Zu-
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brot" (Richard!, NZA 1992, 625) zum Familienunterhalt bezogen und 
typischerweise auch ihre Grundversorgung als Hinterbliebene eines 
Haupternährers sichergestellt war, so beeinflußte gleichwohl der 
geringere Zuverdienst der in der Regel teilzeitbeschäftigten Frau 
den Lebensstandard der Familie. Es wäre daher selbst in einem 
solchen Fall nicht einsichtig, einen Versorgungsbedarf zu leug­
nen: So wie der Zuverdienst den Lebensstandard im aktiven Ar­
beitsleben beeinflußt, dient auch die geringere Versorgung zu­
sätzlich der Erhaltung dieses Lebensstandards im Ruhestand.

Im übrigen hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts in 
Bezug auf die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle zu Recht darauf 
hingewiesen, daß die soziale Schutzbedürftigkeit eher zunimmt, je 
geringer der Umfang der Arbeitszeit eines Arbeitnehmers ist (Ur­
teil vom 9. Oktober 1991 - 5 AZR 598/90 -, zur Veröffentlichung 
vorgesehen und Urteil vom 26. Februar 1992 - 5 AZR 225/91 -, 
n.v.). Für die Versorgung im Alter und bei Berufs- und Erwerbsun­
fähigkeit gilt nichts anderes.

Dabei kann offenbleiben, ob § 2 BeschFG dann eine unter­
schiedliche Behandlung von Teilzeitarbeitnehmern rechtfertigt, 
wenn die Teilzeitarbeit neben einem Hauptberuf ausgeübt wird, so 
Urteile des Fünften Senats vom 11. März 1992 - 5 AZR 237/91 -, 
zur Veröffentlichung vorgesehen und vom 22. August 1990 - 5 AZR 
543/89 - (BAGE 66, 17 = AP Nr. 8 zu § 2 BeschFG 1985 - in Bezug 
auf Lohnforderungen). Im Streitfall ist nicht festgestellt, daß 
die Klägerin nur nebenberuflich für das beklagte Land tätig war.
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(4) Ebensowenig überzeugt der Hinweis des beklagten Landes auf 
die Regelung in § 101 Abs. 1 Satz 1, § 102 Abs. 2 Nr. 1 AFG. Da­
nach gilt nicht als arbeitslos und hat keinen Anspruch auf Ar­
beitslosengeld, wer nicht mindestens 18 Stunden wöchentlich gear­
beitet hat. Dementsprechend sind solche Arbeitnehmer gemäß 
§ 169 a Abs. 2 AFG nicht gegen Arbeitslosigkeit versichert. Unge­
achtet der Frage, über die der Senat nicht zu entscheiden hat, ob 
diese Vorschriften mit Art. 3 Abs. 1 GG zu vereinbaren sind, las­
sen sich aus dieser gesetzlichen Regelung keine Schlüsse auf die 
Zulässigkeit einer Grenze von 18 Wochenstunden beim Arbeitsent­
gelt, also auch bei der betrieblichen Altersversorgung, ziehen 
(zur Ungleichbehandlung geringzeitig beschäftigter Arbeitnehmer 
vgl. ferner § 7 SGB V, § 1228 RVO und § 40 a EStG). Selbst wenn 
ein Bedürfnis für Sozialleistungen bei einer bestimmten Mindest­
stundenzahl nicht mehr anzuerkennen sein sollte, ließe sich damit 
eine Ungleichbehandlung beim Arbeitsentgelt nicht rechtfertigen 
(BAGE 62, 345, 349 ff. = AP Nr. 8 zu § 1 BetrAVG Hinterbliebenen­
versorgung, zu II 1 der Gründe).

II. Hiernach ist festzuhalten, daß das beklagte Land die Kläge­
rin zu Unrecht von der Zusatzversorgung ausgeschlossen hat. Die 
Gruppenbildung allein nach dem Umfang der Arbeitszeit war sach­
lich nicht gerechtfertigt und daher wegen Verstoßes gegen den 
Grundsatz der Gleichbehandlung unwirksam. Die Klägerin kann ver­
langen, den begünstigten Arbeitnehmern gleichgestellt zu werden. 
Sie hat einen Anspruch auf Gleichbehandlung. Sie muß eine dem 
zeitlichen Umfang ihrer Arbeitsleistung entsprechende Versorgung 
erhalten.

-  20 -
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1. Das beklagte Land macht geltend, der Grundsatz der Gleichbe­
handlung verhelfe den Arbeitnehmern nur zu einem Anspruch auf 
Versicherung nach Maßgabe der bei der VBL und den entsprechenden 
Zusatzversorgungskassen des öffentlichen Dienstes geltenden Sat­
zungsbestimmungen. Ein solcher Anspruch sei nicht durchsetzbar, 
er sei auf eine unmögliche Leistung gerichtet. Auch gebe es auf 
dem Markt der privaten Lebensversicherer kein gleichwertiges An­
gebot. Die öffentlichen Arbeitgeber selbst könnten solche Versi­
cherungseinrichtungen nicht schaffen.

Diese Auffassung verkürzt den Inhalt der Versorgungszusage 
des öffentlichen Arbeitgebers auf die bloße Durchführungsform.
Der öffentliche Arbeitgeber sagt eine Zusatzversorgung und nicht 
nur die Durchführung dieser Versorgung in Form einer Versicherung 
zu.

Richtig ist, daß der öffentliche Arbeitgeber nach den tarif­
lichen Regeln seine Arbeitnehmer bei der für ihn zuständigen Zu­
satzversorgungskasse anmelden und Umlagen zahlen muß. Weitere 
Mitwirkungspflichten bei der Durchführung und Abwicklung der Ver­
sorgung treffen ihn nicht. Es ist Sache der Zusatzversorgungskas­
se, die Versorgungsanwartschaft zu verwalten und vom Versorgungs­
fall an die Leistung zu erbringen. Eine auf die Begründung dieser 
Pflichten beschränkte Auslegung der Versorgungszusage des öffent­
lichen Arbeitgebers würde jedoch dem Inhalt der Zusage nicht ge­
recht. Ein Arbeitnehmer, der in den öffentlichen Dienst einge­
stellt wird, kann davon ausgehen, daß sein Arbeitgeber ihm die im
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öffentlichen Dienst gewährte Zusatzversorgung verschafft. Schon 
im Urteil vom 15. Mai 1975 (3 AZR 257/74 - AP Nr. 7 zu § 242 BGB 
Ruhegehalt - VBL, zu 3 b der Gründe) hat der Senat ausgeführt, 
das Versprechen einer dem öffentlichen Dienst angepaßten Versor­
gung beziehe sich im Zweifel nicht auf eine bestimmte Versor­
gungsform, sondern auf die Berechnung des Ruhegehalts. Der Ar­
beitnehmer sei in erster Linie daran interessiert, daß er eine 
Zusatzrente erhalte. Die Frage, wer diese Rente zahle, trete in 
den Hintergrund.

Nichts anderes gilt, wenn in einem Arbeitsverhältnis mit 
einem öffentlichen Arbeitgeber die Vorschriften über die Zusatz­
versorgung auch ohne eine ausdrücklich erklärte Zusage des Ar­
beitgebers anzuwenden sind. Auch in einem solchen Falle ist es 
dem Arbeitnehmer prinzipiell gleichgültig, in welcher Form seine 
Zusatzversorgung durchgeführt und abgewickelt wird. Für ihn ist 
allein von Bedeutung, daß er bei diesem öffentlichen Arbeitgeber 
eine Zusatzversorgung erhält. Er darf daher, auch ohne jede wei­
tere Erklärung des Arbeitgebers, davon ausgehen, daß ihm der Ar­
beitgeber die Zusatzversorgung - auf welchem Weg auch immer - zu 
verschaffen hat.

Wird dem teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer unter Verletzung 
des Gebots der Gleichbehandlung die tarifliche Versorgung ver­
sagt, so ist der Arbeitgeber seiner Pflicht zur Verschaffung der 
üblichen Zusatzversorgung rechtswidrig nicht nachgekommen. Der 
Grundsatz der Gleichbehandlung verpflichtet ihn dann, dem Arbeit­
nehmer eine gleichwertige Versorgung zukommen zu lassen. Kann der
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Arbeitnehmer nach den Satzungsbestimmungen der Kasse nicht nach­
versichert werden, so muß der Arbeitgeber selbst eintreten (so 
ebenfalls schon Urteil des Senats vom 15. Mai 1975 - 3 AZR 
257/74 - AP, aaO, sowie Beschluß vom 29. August 1989 - 3 AZR 
370/88 - BAGE 62, 334 = AP, aaO).

2. Entgegen der Auffassung des beklagten Landes und des Beru­
fungsgerichts scheitert der Anspruch auf Gleichstellung nicht an 
einem fehlenden Verschulden des Arbeitgebers. Es handelt sich 
nicht um einen Schadenersatzanspruch. Der Arbeitnehmer, der die 
Zusatzversorgung verlangt, obwohl sein Arbeitsvertrag diese nicht 
vorsieht, begehrt keinen Schadenersatz wegen Vertragsverletzung, 
sondern einen Schutz vor sachfremder Schlechterstellung durch den 
Vertrag sowie durch die für den vergleichbaren längerzeitig be­
schäftigten Arbeitnehmer geltenden begünstigenden tarifvertragli­
chen Regelungen. Das Willkürverbot des Art. 3 Abs. 1 GG greift, 
auch in seiner Ausgestaltung im Privatrecht, nicht nur bei 
schuldhafter, sondern bei jeder objektiven Verletzung ein. Wer 
aufgrund des Gebots der Gleichbehandlung verlangen kann, so be­
handelt zu werden, als sei er Angehöriger einer begünstigten 
Gruppe, der hat einen Anspruch auf Erfüllung derj enigen Ansprü­
che, die der begünstigten Gruppe zustehen. Auf andere Weise läßt 
sich die Gleichbehandlung nicht verwirklichen. Dem Arbeitgeber 
mag ein Ermessensspielraum zustehen, wie er den Anspruch auf 
Gleichbehandlung verwirklichen will. Er mag eine Versicherung 
einrichten oder als unmittelbarer VersorgungsSchuldner eintreten. 
Dem Anspruch auf Gleichbehandlung selbst kann er sich nicht ent­
ziehen. Daraus folgt, daß der gleichheitswidrig benachteiligte 
Arbeitnehmer einen Erfüllungsanspruch im Sinne des § 612 Abs. 2
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BGB geltend macht, aber keinen Schadenersatzanspruch. Die gegen­
teilige Auffassung des Berufungsgerichts ln der vorliegenden 
Sache (ZTR 1992, 256) ist abzulehnen.

III. Die Klägerin macht zu Recht den Gleichstellungsanspruch 
rückwirkend ab 1. Dezember 1971 geltend. Das beklagte Land beruft 
sich darauf, daß es angesichts der seinerzeit bestehenden tarif­
lichen Regelungen nicht rückwirkend zur Gleichbehandlung verur­
teilt werden dürfe. Es habe sich auf die Wirksamkeit der Tarif­
verträge und den Ausschluß der Teilzeitarbeitnehmer von der Zu­
satzversorgung verlassen können. Es habe einer allgemeinen 
Rechtsüberzeugung entsprochen, daß Teilzeitarbeitnehmer unter­
schiedlich behandelt werden dürften. Eine rückwirkende Pflicht 
zur Gleichbehandlung verstoße gegen den Verfassungsgrundsatz des 
rechtsstaatlichen Vertrauensschutzes. Dieser Auffassung kann 
nicht gefolgt werden.

1. Der aus dem Rechtsstaatsprinzip abgeleitete Verfassungs­
grundsatz des Vertrauensschutzes (Art. 20 Abs. 3 GG) setzt aller­
dings der richterlichen Rechtsanwendung Grenzen (statt aller 
BVerfG Beschluß vom 14. Januar 1987 - 1 BvR 1052/79 - BVerfGE 74, 
129, 151 f. = AP Nr. 11 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen, zu B 
II 1 der Gründe; Urteil des Senats vom 20. November 1990 - 3 AZR 
573/89 - BAGE 66, 228, 236 = AP Nr. 14 zu § 1 BetrAVG Ablösung, 
zu B II 1 der Gründe, m.w.N.). Dieser Verfassungsgrundsatz ent­
hält j edoch keine eindeutigen Grenzen; er bedarf der Konkretisie­
rung nach den sachlichen Gegebenheiten. Gesichtspunkte der Zu­
mutbarkeit , des Vertrauensschutzes und des Gemeinwohls sind zu 
berücksichtigen (zur rückwirkenden Anwendung des Lohngleich-
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heitsgebots bei mittelbarer Diskriminierung in der betrieblichen 
Altersversorgung vgl. zuletzt Urteil des Senats vom 20. November 
1990 - 3 AZR 613/89 - BAGE 66, 264, 276 ff. = AP Nr.8 zu § 1 
BetrAVG Gleichberechtigung, zu IV und V der Gründe; zum Vertrau­
ensschutz bei einer ständigen Rechtsprechung vgl. Urteil des 
Senats vom 20. November 1990 - 3 AZR 573/89 - BAGE 66, 228 = AP, 
aaO) .

2. Die im Rückwirkungszeitraum geltende Rechtslage und die bis­
herige Rechtsprechung ließen kein schutzwürdiges Vertrauen darauf 
entstehen, daß willkürliche, teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer 
ohne sachlichen Grund benachteiligende Versorgungsregelungen 
wirksam sein könnten.

a) Die für die Beurteilung maßgeblichen Normen galten seit Be­
stehen der Bundesrepublik Deutschland. Art. 3 Abs. 1 GG gilt seit 
dem 23. Mai 1949. Der diesem Grundrecht entsprechende, im Privat­
recht geltende Grundsatz der Gleichbehandlung gehört unangefoch­
ten ebenfalls seit vielen Jahrzehnten zu den grundlegenden 
Rechtsgrundsätzen des Arbeitsrechts (vgl. statt aller Bötticher, 
Der Anspruch auf Gleichbehandlung im Arbeitsrecht, RdA 1953, 161; 
G. Hueck, Der Grundsatz der gleichmäßigen Behandlung im Privat- 
.recht, 1958; Hilger, Zum Anspruch auf Gleichbehandlung im Ar­
beitsrecht, RdA 1975, 32). Auch die Rechtsprechung des Bundesar­
beitsgerichts hat diesen Rechtsgrundsatz schon von Anbeginn aner­
kannt (vgl. BAG Großer Senat Beschluß vom 16. März 1956 - GS 
1/55 - BAGE 3, 1, 11 = AP Nr. 1 zu § 57 BetrVG, zu I 4 der Grün­
de; BAG Urteil vom 13. September 1956 - 2 AZR 152/54 - AP Nr. 3 
zu § 242 BGB Gleichbehandlung; Urteil vom 3. April 1957 - 4 AZR
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644/54 - AP Nr. 4 zu § 242 BGB Gleichbehandlung; Zum Ruhegeld 
vgl. Urteil vom 2. März 1956 - 1 AZR 138/55 - AP Nr. 10 zu § 242 
BGB Ruhegehalt, mit Anm. v. G. Hueck).

b) Die mit der unterschiedlichen Behandlung von Voll- und Teil­
zeitbeschäftigten zusammenhängenden Fragen haben zwar in der an­
fänglichen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts keine beson­
dere Bedeutung erlangt. Es mag zutreffen, daß die Teilzeitarbeit 
in den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik Deutschland nur ge­
ringe Bedeutung hatte (so LAG Köln Urteil vom 13. Februar 1992 
- 6 Sa 1016/91 - ZTR 1992, 298). Anerkannt war aber stets, daß 
ein Arbeitgeber nicht völlig frei darin ist, welche Arbeitnehmer 
er in einer betrieblichen Ruhegeldordnung an der betrieblichen 
Altersversorgung teilnehmen lassen will. Zwar wurde eine schema­
tische Gleichstellung aller Arbeitnehmer abgelehnt, jedoch eine 
unterschiedliche Behandlung aus sachfremden Gründen von Anbeginn 
als Verstoß gegen den Grundsatz der Gleichbehandlung geprüft und 
als verboten erachtet (zu Art. 3 Abs. 2 und 3 GG vgl. BAG Urteil 
vom 15. Januar 1955 - BAGE 1, 258 = AP Nr. 4 zu Art. 3 GG, ferner 
Urteil des Senats vom 6. Juni 1974 - BAGE 26, 178, 183 f. = AP 
Nr. 165 zu § 242 BGB Ruhegehalt, zu III 1 der Gründe). In seiner 
späteren Rechtsprechung hat das Bundesarbeitsgericht hieran 
festgehalten und ergänzend auf § 75 BetrVG in der Fassung vom 
15. Januar 1972 hingewiesen. Nach dieser Vorschrift haben auch 
Arbeitgeber und Betriebsrat darauf zu achten, daß alle im Betrieb 
tätigen Personen nach Recht und Billigkeit behandelt werden und 
diskriminierende Regelungen unterbleiben (Urteil vom 6. April 
1982 - BAGE 38, 232, 240 f. = AP Nr. 1 zu § 1 BetrAVG Gleichbe­
handlung, zu III 1 der Gründe). Der Senat hat 1982 erneut ent-
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schieden, daß eine Differenzierung zwischen Voll- und Teilzeit­
beschäftigung nur dann vorgenommen werden darf, wenn dafür sach­
liche Gründe bestehen, die sich aus einer besonderen Interessen­
lage ergeben könnten. Liege etwa eine Teilzeitbeschäftigung aus­
schließlich im Interesse des Arbeitnehmers, während dem Arbeit­
geber wegen der Eigenart der betrieblichen Verhältnisse daran 
gelegen sei, durch Entgeltanreize die Vollbeschäftigung zu för­
dern, so werde eine Benachteiligung der Teilzeitarbeit "nicht 
ohne weiteres willkürlich erscheinen" (SAGE 38, 232, 241 f. = AP,
. aaO, zu III 1 b der Gründe).

Daß Frauen auch im öffentlichen Dienst axis Gründen ihrer 
Doppelbelastung in Ehe und Beruf vielfach von sich aus eine Teil­
zeitbeschäftigung anstreben oder jedenfalls in der Vergangenheit 
anstrebten, mag zutreffen. Es liegt aber fern anzunehmen, daß die 
Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes - etwa die Bundesländer - 
aus dienstlichen oder betrieblich-organisatorischen Gründen sich 
veranlaßt sahen, Vollzeitarbeit durch Benachteiligung der Teil­
zeitarbeit zu fördern. Das behauptet auch das beklagte Land 
nicht. Die arbeitsmarktpolitischen Bestrebungen gingen im Gegen­
teil zunehmend dahin, den Arbeitsmarkt durch Teilzeitbeschäfti­
gung zu entlasten. Dies war das erklärte Ziel des am 1. Mai 1985 
in Kraft getretenen Beschäftigungsförderungsgesetzes (vgl. dazu 
Wlotzke, NZA 1984, 217).

Neben den mit der unterschiedlichen Behandlung von Voll- und 
Teilzeitarbeit zusammenhängenden Rechtsfragen gewann zunehmend 
das Lohngleichheitsgebot und die diskriminierende Benachteiligung
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von Frauen in Teilzeitarbeit Bedeutung (vgl. die Darstellung der 
Rechtsprechungsentwicklung im Urteil des Senats vom 20. November 
1990 - 3 AZR 613/89 - BAGE 66, 264 = AP, aaO, zu IV 1 der Grün­
de) . Da Teilzeitarbeit sich häufig als typische Frauenarbeit er­
wies und für die ungleiche Behandlung der Geschlechter engere 
Grenzen als bei Anwendung des allgemeinen Gleichheitssatzes gel­
ten (vgl. einerseits Art. 119 EWG-Vertrag und Art. 3 Abs. 2 und 
Abs. 3 GG, andererseits Art. 3 Abs. 1 GG), trat bis zum Inkraft­
treten des Beschäftigungsförderungsgesetzes die Frage der unter­
schiedlichen Behandlung von Voll- und Teilzeitarbeit ohne ge­
schlechtspezifische Auswirkungen zurück.

Festzuhalten ist hiernach, daß es weder Rechtsnormen mit 
übertariflichem Rang noch eine gefestigte Rechtsprechung gab, die 
bei einem Arbeitgeber oder den Tarifvertragsparteien den Eindruck 
hätte erwecken können, Teilzeitarbeit dürfe allein wegen des ge­
ringeren Umfangs der Arbeitsleistung schlechter behandelt werden. 
Ein auf eine solche Auffassung gerichtetes Vertrauen kann das be­
klagte Land auch nicht mit dem Hinweis auf das Urteil des Senats 
vom 1. Juni 1978 (3 AZR 79/77 - BB 1979, 1403 = BetrAV 1979, 200, 
zu I 2 b der Gründe) begründen. Bereits in seinem Urteil vom 
6. April 1982 (BAGE 38, 232 = AP, aaO, zu III 1 b der Gründe) hat 
der Senat jenes frühere Urteil vom 1. Juni 1978 "klargestellt"; 
der Senat hat sogar - in derselben Streitsache - im Urteil vom 
14. Oktober 1986 (BAGE 53, 161, 176 f. = AP Nr. 11 zu Art. 119 
EWG-Vertrag, zu III 2 der Gründe) die Rückwirkung seiner Ent­
scheidung selbst aufgrund der Annahme einer nur mittelbaren Dis­
kriminierung nicht ausgeschlossen. An dieser Meinung hat der
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Senat auch in seiner jüngsten Rechtsprechung festgehalten (BAGE 
66, 264, 276 ff. = AP, aaO, zu IV und V der Gründe).

c) Das beklagte Land hat weiter den Einwand erhoben, auf die 
Berechtigung einer schlechteren Behandlung der Teilzeitarbeit 
habe es deshalb vertrauen dürfen, weil in TarifVerhandlungen re­
gelmäßig die Interessen der Arbeitnehmer ausreichend gewahrt wür­
den. Es habe auch davon ausgehen dürfen, daß dabei Recht und Ge­
setz beachtet und Verstöße gegen höherrangige Normen vermieden 
würden. Es sei seinerzeit allgemeine Rechtsüberzeugung gewesen, 
daß man als Arbeitgeber Teilzeitbeschäftigte schlechter behandeln 
dürfe als Vollzeitbeschäftigte.

Diese Auffassung überzeugt deshalb nicht, weil auch der ta­
rifgebundene Arbeitgeber davon ausgehen muß, daß die von ihm mit­
getragenen Tarifverträge einer Prüfung nach den Maßstäben höher­
rangigen zwingenden Rechts unterliegen. Für die Annahme, Tarif­
verträge hätten eine Vermutung der Rechtmäßigkeit oder gar des 
verfassungsrechtlichen Bestandsschutzes für sich, bestehen keine 
Anhaltspunkte. Die Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes konnten 
nicht darauf vertrauen, die unsachliche Schlechterstellung der 
Teilzeitarbeit werde gerichtlich nicht angreifbar sein, weil die 
Interessenvertreter der Arbeitnehmer ihnen zugestimmt hatten. Die 
Tarifvertragsparteien mögen einem Irrtum in der rechtlichen Be­
wertung unterlegen sein; dessen Folgen haben sie aber ebenso zu 
tragen wie ein Arbeitgeber in der Privatwirtschaft.

Es kann auch nicht anerkannt werden, die allgemeine Rechts­
überzeugung habe es für zulässig erachtet, Teilzeitarbeitnehmer
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aus unsachlichen Gründen schlechterzustellen. Anhaltspunkte für 
eine solche Rechtsüberzeugung vermag der Senat nicht zu erkennen. 
Jedenfalls hat eine solche Überzeugung, soweit ersichtlich, weder 
in der Rechtsprechung noch in der wissenschaftlichen Literatur 
einen Niederschlag gefunden. Auch soweit in der Rechtsprechung 
der Grundsatz der Vertragsfreiheit betont wurde, hat der jeweils 
erkennende Senat stets geprüft, ob inhaltlich ein Verstoß gegen 
Art. 3 Abs. 1 GG oder den Grundsatz der Gleichbehandlung vorlag 
(vgl. hierzu BAG Urteil vom 7. November 1991 - 6 AZR 392/88 - zur 
Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen und Urteil vom 
18. August 1976 - 4 AZR 284/75 - AP Nr. 2 zu § 62 BAT). Jeden­
falls lassen die vereinzelt gebliebenen Äußerungen in Urteilen, 
auf die sich das beklagte Land beruft, nicht die Annahme zu, es 
habe eine durch Rechtsprechung und wissenschaftliche Literatur 
abgesicherte Überzeugung oder wenigstens herrschende Meinung ge­
geben, die eine sachwidrige Ungleichbehandlung von Teilzeitar­
beitnehmern für zulässig gehalten hätte.

d) Für die Begrenzung einer rückwirkenden Rechtsprechung sind 
auch Gesichtspunkte der Zumutbarkeit und des Gemeinwohls in Be­
tracht zu ziehen, etwa eine übermäßige Kostenbelastung oder die 
faktische Undurchführbarkeit einer Rückabwicklung (vgl. hierzu 
die Urteile des Senats vom 20. November 1990 - 3 AZR 613/89 - und 
- 3 AZR 573/89 - aaO).

Solche Gründe hat das beklagte Land jedoch nicht dargelegt. 
Es hat auf die schwierige, zeit- und kostenaufwendige Belastung 
hingewiesen, die mit der nachträglichen Erfassung und Berechnung
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der Versorgungsleistungen verbunden sei, es hat jedoch nicht be­
hauptet, das System der Zusatzversorgung werde durch die Umstel­
lung insgesamt erschüttert oder die Kostenbelastung sei billiger­
weise durch die öffentlichen Haushalte nicht zu decken. Zur Höhe 
der zusätzlich zu erbringenden Versorgungsleistungen für die ge­
ringzeitig beschäftigten Arbeitnehmer hat es keine Angaben ge­
macht. Würde eine Überforderung eintreten, so hätte es nahegele­
gen, hierzu Stellung zu nehmen.

Die Einwände des beklagten Landes können daher nicht aus­
schlaggebend sein. Auf der Seite der Arbeitnehmer wird durch die 
ungleiche Behandlung der Teilzeitarbeit ein hohes, von der Ver­
fassung geschütztes Rechtsgut verletzt. Das Verbot der unsachli­
chen Gleichbehandlung schützt das ursprüngliche menschliche Be­
dürfnis, nicht willkürlich benachteiligt zu werden. Dieses Verbot 
zählt zu den fundamentalen Vorstellungen allgemeiner Gerechtig­
keit. Daß Teilzeitarbeit mit einem der geringeren Arbeitszeit 
entsprechend geringeren Lohn entgolten wird, ist geradezu Aus­
druck einer sachgerechten Gleichbehandlung, daß aber dem Arbeit­
nehmer wegen der Teilzeitarbeit Lohnbestandteile und sogar Ver­
sorgungsleistungen vorenthalten werden, ist ebenso Ausdruck einer 
krassen Ungerechtigkeit. Die Interessenabwägung zwischen dem 
Schutz der Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes und der Teilhabe 
der benachteiligten Arbeitnehmer an der Zusatzversorgung muß zu­
gunsten der Arbeitnehmer ausfallen.

IV. Es kann unentschieden bleiben, ob die Klägerin ihren An­
spruch auch auf eine Diskriminierung wegen des Geschlechts, ins-
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besondere einen Verstoß gegen den Grundsatz der Lohngleichheit 
von Männern und Frauen in Gestalt einer mittelbaren Diskriminie­
rung stützen kann (Art. 3 Abs. 2 und 3 GG, Art. 119 EWG-Vertrag).

Nach den statistischen Erhebungen des Niedersächsischen Lan­
desverwaltungsamts über das Personal im öffentlichen Dienst mit 
dem Stichtag 30. Juni 1989 war der Frauenanteil sowohl bei den 
Vollzeitbeschäftigten als auch bei den unter halbzeitig Beschäf­
tigten geringer als der Anteil der Männer (41 % bzw. 39,27 %). Es 
erscheint fraglich, ob die Gesamtzahl der Arbeitnehmer eines ein­
zelnen Bundeslandes den richtigen Maßstab abgibt, wenn es darum 
geht, ein bundesweit maßgebliches Tarifwerk darauf zu untersu­
chen, ob es signifikant geschlechtsspezifisch wirkende Regelungen 
enthält. Immerhin stellt eine Untersuchung, die sich auf 120.032 
Beamte und Richter, 72.770 Angestellte und 16.951 Arbeiter be­
zieht, bereits eine Grundlage dar, die möglicherweise Schlußfol­
gerungen für die Verhältnisse im gesamten Geltungsbereich des BAT 
zuläßt. Die Parteien und die Vorinstanzen sind hierauf nicht nä­
her eingegangen.

V. Der Anspruch der Klägerin ist nicht verjährt. Die Klägerin 
hatte einen Anspruch auf Gleichstellung mit den Arbeitnehmern, 
die eine Zusatzversorgung erhalten. Dieser Anspruch unterliegt 
der regelmäßigen Verjährungsfrist nach § 195 BGB, verjährt also 
in 30 Jahren. Die Verjährung beginnt gemäß § 198 Satz 1 BGB mit 
der Entstehung des Anspruchs.
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Geht man davon aus, daß der Anspruch auf Gleichstellung - 
für den geltend gemachten Zeitraum - schon am 1. Dezember 1971 
entstanden ist, so ist die Verjährungsfrist rechtzeitig gemäß 
§ 209 Abs. 1 BGB unterbrochen worden. Die Klage ist am 21. Januar 
1991 bei Gericht eingegangen und am 25. Januar 1991 zugestellt 
worden.

Auch der Anspruch auf Zahlung der einzelnen Rentenraten ist 
nicht verjährt. Die Ansprüche der öffentlichen Lehrer wegen ihrer 
Honorare verjähren gemäß § 196 Abs. 1 Nr. 13 in 2 Jahren, gerech­
net vom Ende des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist 
(§ 201 Satz 1 BGB). Da die Klägerin am 31. Juli 1989 ausgeschie­
den ist, begann die Verjährungsfrist am 1. Januar 1990 und endet 
erst am 31. Dezember 1992. Die Klage ist also rechtzeitig erho­
ben.

VI. Da die Klägerin in der Zeit, für die sie Versorgungsleistun­
gen verlangt, über der Geringfügigkeitsgrenze i. S. des § 8 
SGB IV beschäftigt war, hat der Senat nicht zu entscheiden, ob 
auch Beschäftigte, deren Arbeitszeit unterhalb dieser Grenze lag, 
eine Zusatzversorgung verlangen können.

Dr. Heither Griebeling Dr. Wittek
Zieglwalner Großmann
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